
Ordnungsbehördliche Verordnung 
Sperrzeit B/240 - 1 - 

STAND: Mai 2000 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Ordnungsbehördliche Verordnung 
 

über die Aufhebung / 
Hinausschiebung der allgemeinen 

Sperrzeit in Schank- und  
Speisewirtschaften sowie allgemeine 

Ausnahmen vom Schutz der Ruhe im  
bestimmten Nächten im Gebiet der 

Gemeinde Reichshof 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Ordnungsbehördliche Verordnung 
Sperrzeit B/240  

STAND Oktober 2001 

- 2 -

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Ordnungsbehördliche Verordnung 
 

 über die Aufhebung / Hinausschiebung der allgemeinen 
Sperrzeit 

in Schank - und Speisewirtschaften sowie allgemeine 
Ausnahmen vom  

Schutz der Ruhe in bestimmten Nächten im Gebiet der 
Gemeinde Reichshof. 

 
 

Diese ordnungsbehördliche Verordnung wurde im Reichshofkurier 
am 26. Juni 1987 öffentlich bekanntgemacht. 
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Präambel: 
 
Aufgrund des § 5 der Verordnung zur Ausführung des Gaststättengesetzes -Gaststättenverordnung- 
(GastVO) vom 28.01.1997 (GV NW S. 17), in der jeweils gültigen Fassung, des §9 Abs. 3 des 
Gesetzes zum Schutz vor Luftverunreinigungen, Geräuschen und ähnlichen Umwelteinwirkungen -
Landesimmissionsschutzgesetz- (LimschG) vom 18.03.1975 (GV NW S. 232), in der jeweils 
geltenden Fassung, und der §§ 25 ff. des Gesetzes über Aufbau und Befugnisse der 
Ordnungsbehörden -Ordnungsbehördengesetz- (OBG) vom 13.05.1980 ( GV NW S. 528), in der 
jeweils gültigen Fassung, wird von der Gemeinde als örtliche Ordnungsbehörde gemäß dem 
Beschluss des Rates der Gemeinde Reichshof vom 26. Mai 1987 für das Gebiet der Gemeinde 
Reichshof folgende Verordnung erlassen : 
 

§ 1 
 
Die allgemeine Sperrzeit für Schank- und Speisewirtschaften wird für folgende Nächte aufgehoben 
: 
 
a) aus Anlass des Jahreswechsels vom 31. Dezember zum 01. Januar 
 
b) aus Anlass des Karnevals 
 
    von Altweiberfastnacht (Donnerstag ) zum Freitag , 
 
    von Karnevalssamstag zum Karnevalssonntag, 
 
    von Karnevalssonntag zum Rosenmontag und 
 
    von Rosenmontag zum Karnevalsdienstag 
 
c) aus Anlass der Maifeier vom 30. April zum 01. Mai 
 

§ 2 
 
Der Beginn der Sperrzeit wird für die folgenden Nächte bis 04.00 Uhr hinausgeschoben : 
 
a) aus Anlass der Kirmes in Denklingen und des Dorffestes in Wildbergerhütte 
 
    von Samstag zum Sonntag, 
 
    von Sonntag zum Montag und 
 
    von Montag zum Dienstag 
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b) aus Anlass der Schützenfeste in Eckenhagen, Heidberg, Sinspert und Wildberg 
 
    von Freitag zum Samstag, 
 
    von Samstag zum Sonntag, 
 
    von Sonntag zum Montag und von Montag zum Dienstag 
 
 
c) aus Anlass einer Veranstaltung mit besonderer örtlicher Bedeutung 
    von Freitag zum Samstag, 
 
    von Samstag zum Sonntag, 
 
    von Sonntag zum Montag und 
 
    von Montag zum Dienstag. 

 
§ 3 

 
Der Schutz der Nachtruhe wird während aller Nächte, die in §§ 1 und 2 genannt sind, von 22.00 - 
01.00 Uhr aufgehoben. 

 
§ 4 

 
Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften über die Sperrzeit können gemäß § 28 Absatz 1 Nr. 6 
und Absatz 2 Nr.4 des Gaststättengesetzes vom 05.05.1970 ( BGBl. I S. 465 ), in der jeweils 
gültigen Fassung, mit einer Geldbuße bis zu 5.000,00 Euro geahndet werden. 
 

 
§ 5 

 
Diese Ordnungsbehördliche Verordnung tritt eine Woche nach dem Tage ihrer Verkündung im 
Reichshofkurier (Amtsblatt) in Kraft. 
 
Gleichzeitig wird die Ordnungsbehördliche Verordnung über die Hinausschiebung der allgemeinen 
Sperrstunde (Polizeistunde) in Gast- und Schankwirtschaften der Gemeinde Reichshof vom 
19.10.1970 aufgehoben. 
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Die vorstehende Ordnungsbehördliche Verordnung wird hiermit verkündet. Es wird darauf 
hingewiesen, dass eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW ) beim Zustandekommen dieser Ordnungsbehördlichen 
Verordnung nach Ablauf eines Jahres nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
 
b) die Ordnungsbehördliche Verordnung nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht  
     worden ist, 
 
c) der Bürgermeister den Ratsbeschluß vorher beanstandet hat , oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensfehler ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei  
    die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel  
    ergibt. 
 
 
Gemeinde Reichshof     
Denklingen, den 10. Juni 1987  gez. Rolland 
Der Bürgermeister    -Rolland- 
als örtliche Ordnungsbehörde   Bürgermeister 
 


